
 

   
 
 
     
 

ZENTRALE STAATSANWALTSCHAFT ZUR VERFOLGUNG 
VON WIRTSCHAFTSSTRAFSACHEN UND KORRUPTION 
MEDIENSTELLE 

Presseinformation  

Causa Inserate: Weitere Ermittlungen 

 Ermittlungen aufgrund des Verdachts der Bestechung bzw. Bestechlichkeit  

gegen den früheren Vizekanzler Heinz-Christian Strache  

und einen Medienunternehmer  

 sowie Ermittlungen wegen des Verdachts der Untreue 

gegen den früheren Vizekanzler Heinz-Christian Strache, 

die früheren Bundesminister:innen Norbert Hofer, Herbert Kickl, Mario Kunasek  

und Beate Hartinger-Klein sowie weitere Personen 

 

Die Wirtschafts- und Korruptionsstaatsanwaltschaft hat nach einer Weisung der 

Oberstaatsanwaltschaft Wien ein Ermittlungsverfahren gegen den früheren Vizekanzler und 

Bundesminister Heinz-Christian Strache, die früheren Bundesminister:innen Norbert Hofer, 

Herbert Kickl, Mario Kunasek, Mag. Beate Hartinger-Klein und einen Medienunternehmer 

sowie weitere Personen als Verdächtige eingeleitet. 

1. Verdacht der Bestechung bzw. Bestechlichkeit 

Demnach soll der Medienunternehmer dem damaligen Vizekanzler Heinz-Christian Strache 

wohlwollende Berichterstattung und Imagepflege für dessen damalige Partei versprochen 

haben. Als Gegenleistung seien in der Folge im Auftrag der jeweiligen Minister:innen durch die 

Ministerien Inserate auf Kosten der Republik Österreich in Medien im Einflussbereich des 

Medienunternehmers geschaltet worden. 

2. Verdacht der Untreue 

Damit besteht weiters der Verdacht der Untreue gegen die genannten ehemaligen 

Regierungsmitglieder. Sie sollen zwischen Jänner 2018 und Mai 2019 die genannten Inserate 

in Auftrag gegeben und aus öffentlichen Geldern bezahlen haben lassen, ohne dass 

tatsächlich ein konkretes Informationsbedürfnis der Allgemeinheit an den Inhalten dieser 

Inserate bestanden hätte. 

3. Zur Chronologie des Ermittlungsverfahrens 

Im Zuge des „Rot-Blauen Machtmissbrauch-Untersuchungsausschusses“ wurde die 
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Wirtschafts- und Korruptionsstaatsanwaltschaft vom Bundesministerium für Justiz im Auftrag 

des Nationalrats mit der Auswertung von in anderen Strafverfahren bereits sichergestellten 

Chats und der Lieferungen der entsprechenden Ergebnisse beauftragt. 

Auf Basis der Auswertung wurde eine entsprechende Anfangsverdachtsprüfung durchgeführt 

und ein Vorhabensbericht an die Oberstaatsanwaltschaft Wien erstattet. Nach einer Weisung 

der Oberstaatsanwaltschaft Wien wurde nun das Ermittlungsverfahren eingeleitet.  

Nähere Angaben zu natürlichen oder juristischen Personen bzw. Details zu einzelnen 

Ermittlungsschritten können derzeit im Hinblick auf die laufenden Ermittlungen nicht gemacht 

werden. 
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